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VERORDNUNG (EU) Nr. 995/2010 DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 20. Oktober 2010 

über die Verpflichtungen von Marktteilnehmern, die Holz und 
Holzerzeugnisse in Verkehr bringen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

Artikel 1 

Gegenstand 

In dieser Verordnung sind die Verpflichtungen der Marktteilnehmer, die 
erstmalig Holz und Holzerzeugnisse auf dem Binnenmarkt in Verkehr 
bringen, und die Verpflichtungen von Händlern festgelegt. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

a) „Holz und Holzerzeugnisse“ das im Anhang genannte Holz und die 
im Anhang genannten Holzerzeugnisse mit Ausnahme von Holz­
erzeugnissen oder Bestandteilen dieser Erzeugnisse, die aus Holz 
oder Holzerzeugnissen hergestellt wurden, deren Lebenszyklus abge­
schlossen ist und die andernfalls als Abfall im Sinne von Artikel 3 
Nummer 1 der Richtlinie 2008/98/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 19. November 2008 über Abfälle ( 1 ) entsorgt 
würden; 

b) „Inverkehrbringen“ jede erstmalige entgeltliche oder unentgeltliche 
Abgabe von Holz oder Holzerzeugnissen auf dem Binnenmarkt, un­
abhängig von der angewandten Verkaufstechnik, zum Vertrieb oder 
zur Verwendung im Rahmen einer gewerblichen Tätigkeit. Dies 
schließt auch die Abgabe mittels Fernkommunikationstechnik im 
Sinne der Richtlinie 97/7/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 20. Mai 1997 über den Verbraucherschutz bei Vertrags­
abschlüssen im Fernabsatz ( 2 ) ein. Die Abgabe von Holzerzeugnissen 
auf dem Binnenmarkt, die aus bereits auf dem Binnenmarkt in Ver­
kehr gebrachtem Holz bzw. aus bereits auf dem Binnenmarkt in 
Verkehr gebrachten Holzerzeugnissen gewonnen wurden, gilt nicht 
als „Inverkehrbringen“; 

c) „Marktteilnehmer“ jede natürliche oder juristische Person, die Holz 
oder Holzerzeugnisse in Verkehr bringt; 

d) „Händler“ jede natürliche oder juristische Person, die im Rahmen 
einer gewerblichen Tätigkeit Holz oder Holzerzeugnisse, die bereits 
in Verkehr gebracht sind, auf dem Binnenmarkt verkauft oder an­
kauft; 

e) „Land des Holzeinschlags“ das Land oder das Gebiet, in dem das 
Holz bzw. das in den Holzerzeugnissen enthaltene Holz geschlagen 
wurde; 

▼B 

( 1 ) ABl. L 312 vom 22.11.2008, S. 3. 
( 2 ) ABl. L 144 vom 4.6.1997, S. 19.
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f) „legal geschlagen“ im Einklang mit den geltenden Rechtsvorschriften 
des Landes des Holzeinschlags geschlagen; 

g) „illegal geschlagen“ im Widerspruch zu den geltenden Rechtsvor­
schriften des Landes des Holzeinschlags geschlagen; 

▼B 
h) „geltende Rechtsvorschriften“ die im Land des Holzeinschlags gel­

tenden Vorschriften für folgende Bereiche: 

— Holzeinschlagsrechte in per Gesetz bekannt gegebenen abge­
steckten Gebieten, 

— Zahlungen für Einschlagsrechte und Holz, einschließlich Gebüh­
ren im Zusammenhang mit dem Holzeinschlag, 

— Holzeinschlag, einschließlich umwelt- und forstrechtlicher Vor­
schriften einschließlich solcher zu Waldbewirtschaftung und Er­
haltung der biologischen Vielfalt, soweit sie unmittelbar mit dem 
Holzeinschlag zusammenhängen, 

— Landnutzungs- und Grundbesitzrechte Dritter, die von dem Holz­
einschlag berührt sind, und 

— Handel und Zoll, sofern der Forstsektor davon betroffen ist. 

Artikel 3 

Status von Holz und Holzerzeugnissen, die im Rahmen von FLEGT 
und CITES erfasst sind 

Holz, das in den Holzerzeugnissen, die in den Anhängen II und III der 
Verordnung (EG) Nr. 2173/2005 aufgeführt sind und aus in Anhang I 
derselben Verordnung aufgeführten Partnerländern stammen und mit der 
genannten Verordnung und ihren Durchführungsbestimmungen in Ein­
klang stehen, enthalten ist, gilt für die Zwecke dieser Verordnung als 
legal geschlagen. 

Holz der in den Anhängen A, B oder C der Verordnung (EG) Nr. 
338/97 aufgeführten Baumarten, das mit der genannten Verordnung 
und ihren Durchführungsbestimmungen in Einklang steht, gilt für die 
Zwecke dieser Verordnung als legal geschlagen. 

Artikel 4 

Verpflichtungen der Marktteilnehmer 

(1) Das Inverkehrbringen von Holz oder Holzerzeugnissen aus ille­
galem Einschlag ist verboten. 

(2) Die Marktteilnehmer lassen die gebotene Sorgfalt walten, wenn 
sie Holz oder Holzerzeugnisse in Verkehr bringen. Zu diesem Zweck 
wenden sie eine Regelung mit Verfahren und Maßnahmen (nachstehend 
„Sorgfaltspflichtregelung“ genannt) an, die in Artikel 6 genauer aus­
geführt ist. 

▼C1
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(3) Jeder Marktteilnehmer hält die von ihm angewendete Sorgfalts­
pflichtregelung auf dem neuesten Stand und bewertet sie regelmäßig, es 
sei denn, er wendet eine Sorgfaltspflichtregelung an, die von einer Über­
wachungsorganisation im Sinne des Artikels 8 erstellt wurde. Nach 
einzelstaatlichem Recht bereits bestehende Überwachungsmechanismen 
sowie etwaige freiwillige Überwachungsmechanismen entlang der Lie­
ferkette, die die Anforderungen dieser Verordnung erfüllen, können der 
Sorgfaltspflichtregelung zugrunde gelegt werden. 

Artikel 5 

Verpflichtung in Bezug auf die Rückverfolgbarkeit 

Händler müssen entlang der gesamten Lieferkette in der Lage sein, 
folgende Personen zu benennen: 

a) die Marktteilnehmer oder Händler, die das Holz bzw. die Holz­
erzeugnisse geliefert haben, und 

b) gegebenenfalls die Händler, an die sie Holz bzw. Holzerzeugnisse 
geliefert haben. 

Händler müssen die in Absatz 1 genannten Informationen mindestens 
fünf Jahre lang aufbewahren und den zuständigen Behörden auf deren 
Verlangen zur Verfügung stellen. 

Artikel 6 

Sorgfaltspflichtregelungen 

(1) Die in Artikel 4 Absatz 2 genannte Sorgfaltspflichtregelung be­
inhaltet folgende Elemente: 

a) Maßnahmen und Verfahren, durch die Zugang zu den nachstehend 
aufgeführten Informationen über die Lieferung von Holz und Holz­
erzeugnissen durch den Marktteilnehmer, die in den Verkehr ge­
bracht werden, bereitgestellt wird: 

— Beschreibung, einschließlich des Handelsnamens und der Pro­
duktart sowie des gängigen Namens der Baumart und gegebe­
nenfalls des vollständigen wissenschaftlichen Namens, 

— Land des Holzeinschlags und gegebenenfalls 

i) Region des Landes, in der das Holz geschlagen wurde, und 

ii) Konzession für den Holzeinschlag, 

— Menge (ausgedrückt in Volumen, Gewicht oder Anzahl Produkt­
einheiten), 

— Name und Anschrift des Lieferanten des Marktteilnehmers, 

— Name und Anschrift des Händlers, an den das Holz und die 
Holzerzeugnisse geliefert worden sind, 

— Dokumente oder andere Nachweise dafür, dass dieses Holz und 
diese Holzerzeugnisse den geltenden Rechtsvorschriften entspre­
chen; 

b) Risikobewertungsverfahren, mit deren Hilfe der Marktteilnehmer das 
Risiko, dass Holz oder Holzerzeugnisse aus illegalem Holzeinschlag 
in Verkehr gebracht wird bzw. werden, analysieren und bewerten 
kann. 

▼B
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Diese Verfahren tragen den unter Buchstabe a genannten Informa­
tionen sowie einschlägigen Kriterien für die Risikobewertung wie 
den nachstehend aufgeführten Rechnung: 

— Zusicherung der Einhaltung der geltenden Rechtsvorschriften, 
beispielsweise über eine Zertifizierung oder über sonstige von 
Dritten überprüfte Regelungen, die die Einhaltung der geltenden 
Rechtsvorschriften umfassen, 

— Häufigkeit von illegalem Holzeinschlag bei spezifischen Baum­
arten, 

— Häufigkeit von illegalem Holzeinschlag oder illegalen Praktiken 
beim Holzeinschlag in dem Land und/oder in der Region des 
Landes, in dem/der das Holz geschlagen wurde, einschließlich 
Berücksichtigung der Häufigkeit von bewaffneten Konflikten, 

— vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen oder vom Rat der 
Europäischen Union verhängte Sanktionen für die Einfuhr oder 
Ausfuhr von Holz, 

— Komplexität der Lieferkette des Holzes und der Holzerzeugnisse; 

c) außer in Fällen, in denen die im Zuge der Risikobewertungsverfah­
ren gemäß Buchstabe b ermittelten Risiken vernachlässigbar sind, 
Risikominderungsverfahren in Form eines Pakets geeigneter und ver­
hältnismäßiger Maßnahmen und Verfahren, um diese Risiken auf 
wirksame Weise weitestgehend zu begrenzen; dabei können zusätz­
liche Informationen oder Dokumente und/oder eine Überprüfung 
durch Dritte verlangt werden. 

(2) Die zur einheitlichen Anwendung von Absatz 1 erforderlichen 
detaillierten Bestimmungen, mit Ausnahme weiterer einschlägiger Kri­
terien für die Risikobewertung nach Absatz 1 Buchstabe b Satz 2 dieses 
Artikels, werden nach dem Regelungsverfahren gemäß Artikel 18 Ab­
satz 2 erlassen. Diese Maßnahmen werden spätestens am 3. Juni 2012 
erlassen. 

(3) Unter Berücksichtigung der Marktentwicklungen und der bei der 
Durchführung dieser Verordnung — insbesondere beim Informations­
austausch nach Artikel 13 und bei der Berichterstattung nach Artikel 20 
Absatz 3 — gesammelten Erfahrungen kann die Kommission zu wei­
teren einschlägigen Risikobewertungskriterien, die sich zur Ergänzung 
der in Absatz 1 Buchstabe b Satz 2 dieses Artikels genannten Kriterien 
möglicherweise als notwendig erweisen, delegierte Rechtsakte nach Ar­
tikel 290 AEUV erlassen, um die Wirksamkeit der Sorgfaltspflichtrege­
lung sicherzustellen. 

Für die in diesem Absatz genannten delegierten Rechtsakte gelten die in 
den Artikeln 15, 16 und 17 dargelegten Verfahren. 

Artikel 7 

Zuständige Behörden 

(1) Jeder Mitgliedstaat bezeichnet eine oder mehrere zuständige Be­
hörden, die für die Anwendung dieser Verordnung verantwortlich sind. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission bis 3. Juni 2011 Namen und 
Anschriften der zuständigen Behörden mit. Die Mitgliedstaaten unter­
richten die Kommission über etwaige Änderungen bei den Namen oder 
Anschriften der zuständigen Behörden. 

(2) Die Kommission veröffentlicht — unter anderem im Internet — 
ein Verzeichnis der zuständigen Behörden. Dieses Verzeichnis wird 
regelmäßig aktualisiert. 

▼B
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Artikel 8 

Überwachungsorganisationen 

(1) Eine Überwachungsorganisation hat folgende Aufgaben: 

a) Sie hält eine Sorgfaltspflichtregelung gemäß Artikel 6 auf dem neu­
esten Stand, bewertet sie regelmäßig und erteilt Marktteilnehmern 
das Recht, diese Regelung anzuwenden; 

b) sie überprüft die ordnungsgemäße Anwendung ihrer Sorgfaltspflicht­
regelung durch diese Marktteilnehmer; 

c) sie trifft geeignete Maßnahmen, wenn ein Marktteilnehmer ihre 
Sorgfaltspflichtregelung nicht ordnungsgemäß anwendet, einschließ­
lich der Unterrichtung der zuständigen Behörden im Falle eines er­
heblichen oder wiederholten Verstoßes des Marktteilnehmers. 

(2) Eine Organisation kann die Anerkennung als Überwachungsorga­
nisation beantragen, wenn sie folgenden Anforderungen genügt: 

a) sie hat Rechtspersönlichkeit und ist in der Union rechtmäßig nieder­
gelassen; 

b) sie hat das erforderliche Fachwissen und ist in der Lage, die Auf­
gaben nach Absatz 1 zu erfüllen, und 

c) sie gewährleistet, dass bei der Durchführung ihrer Aufgaben keine 
Interessenkonflikte bestehen. 

(3) Die Kommission erkennt nach Konsultation des betroffenen Mit­
gliedstaats/der betroffenen Mitgliedstaaten einen Antragsteller, der den 
Anforderungen nach Absatz 2 genügt, als Überwachungsorganisation 
an. 

Die Entscheidung, eine Überwachungsorganisation anzuerkennen, wird 
den zuständigen Behörden aller Mitgliedstaaten von der Kommission 
mitgeteilt. 

(4) Die zuständigen Behörden überprüfen im Rahmen regelmäßiger 
Kontrollen, dass die in ihrem Zuständigkeitsbereich tätigen Über­
wachungsorganisationen die Aufgaben gemäß Absatz 1 weiterhin erfül­
len und den Anforderungen gemäß Absatz 2 weiterhin genügen. Kon­
trollen können auch vorgenommen werden, wenn der zuständigen Be­
hörde des Mitgliedstaats einschlägige Informationen, einschließlich be­
gründeter Bedenken Dritter, vorliegen oder wenn die Behörde Mängel 
bei der Durchführung einer von einer Überwachungsorganisation erstell­
ten Sorgfaltspflichtregelung durch die Marktteilnehmer festgestellt hat. 
Ein Bericht über die Kontrollen ist gemäß der Richtlinie 2003/4/EG 
zugänglich zu machen. 

(5) Stellt eine zuständige Behörde fest, dass eine Überwachungsorga­
nisation die Aufgaben gemäß Absatz 1 entweder nicht mehr erfüllt oder 
den Anforderungen gemäß Absatz 2 nicht mehr genügt, so unterrichtet 
sie unverzüglich die Kommission. 

(6) Die Kommission entzieht einer Überwachungsorganisation die 
Anerkennung, wenn sie, insbesondere anhand der nach Absatz 5 vor­
gelegten Informationen, festgestellt hat, dass die Überwachungsorgani­
sation die Aufgaben gemäß Absatz 1 nicht mehr erfüllt oder den An­
forderungen gemäß Absatz 2 nicht mehr genügt. Bevor sie einer Über­
wachungsorganisation die Anerkennung entzieht, unterrichtet die Kom­
mission die betroffenen Mitgliedstaaten. 

Die Entscheidung, einer Überwachungsorganisation die Anerkennung zu 
entziehen, wird den zuständigen Behörden aller Mitgliedstaaten von der 
Kommission mitgeteilt. 

▼B
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(7) Zur Ergänzung der Verfahrensvorschriften für die Anerkennung 
und den Entzug der Anerkennung von Überwachungsorganisationen 
und, wenn sich dies unter Berücksichtigung der gesammelten Erfahrun­
gen als notwendig erweist, zur Änderung dieser Vorschriften, kann die 
Kommission delegierte Rechtsakte nach Artikel 290 AEUV erlassen, 
wobei sie dafür zu sorgen hat, dass die Anerkennung und der Entzug 
der Anerkennung auf gerechte und transparente Weise vorgenommen 
werden. 

Für die in diesem Absatz genannten delegierten Rechtsakte gelten die in 
den Artikeln 15, 16 und 17 niedergelegten Verfahren. Diese Rechtsakte 
werden bis zum 3. März 2012 erlassen. 

(8) Detaillierte Vorschriften über die Häufigkeit und Art der in Ab­
satz 4 genannten Kontrollen, die zur Gewährleistung der wirksamen 
Aufsicht über die Überwachungsorganisationen und der einheitlichen 
Durchführung des genannten Absatzes erforderlich sind, werden nach 
dem in Artikel 18 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren erlassen. 
Diese Vorschriften werden bis zum 3. Juni 2012 erlassen. 

Artikel 9 

Verzeichnis der Überwachungsorganisationen 

Die Kommission veröffentlicht das Verzeichnis der Überwachungsorga­
nisationen im Amtsblatt der Europäischen Union, Reihe C, und macht 
es auf ihrer Webseite zugänglich. Dieses Verzeichnis wird regelmäßig 
aktualisiert. 

Artikel 10 

Kontrolle der Marktteilnehmer 

(1) Die zuständigen Behörden führen Kontrollen durch, um zu über­
prüfen, ob die Marktteilnehmer die Anforderungen nach den Artikeln 4 
und 6 einhalten. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Kontrollen sind nach einem regel­
mäßig zu überprüfenden Plan und aufgrund eines risikobasierten An­
satzes vorzunehmen. Kontrollen können auch vorgenommen werden, 
wenn einer zuständigen Behörde einschlägige Informationen, auch sol­
che aufgrund begründeter Bedenken Dritter, über die Einhaltung dieser 
Verordnung durch einen Marktteilnehmer vorliegen. 

(3) Die in Absatz 1 genannten Kontrollen können unter anderem 
Folgendes umfassen: 

a) eine Prüfung der Sorgfaltspflichtregelung einschließlich der Risiko­
bewertungs- und Risikominderungsverfahren, 

b) eine Prüfung der Unterlagen und Aufzeichnungen, mit denen das 
ordnungsgemäße Funktionieren der Sorgfaltspflichtregelung und der 
Verfahren belegt wird, 

c) Stichproben, einschließlich Überprüfungen vor Ort. 

(4) Die Marktteilnehmer bieten jede zur Erleichterung der Durchfüh­
rung der Kontrollen gemäß Absatz 1 erforderliche Hilfestellung an, 
insbesondere hinsichtlich des Zutritts zum Betriebsgelände und der Vor­
lage von Unterlagen bzw. Aufzeichnungen. 

(5) Wenn nach den Kontrollen gemäß Absatz 1 Mängel entdeckt 
wurden, kann die zuständige Behörde unbeschadet der Bestimmungen 
des Artikels 19 dem Marktteilnehmer Abhilfemaßnahmen vorschreiben. 

▼B
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Zusätzlich können die Mitgliedstaaten je nach der Art der festgestellten 
Mängel vorläufige Sofortmaßnahmen treffen, die unter anderem Folgen­
des umfassen können: 

a) Beschlagnahme des Holzes und der Holzerzeugnisse, 

b) ein Verbot der Vermarktung von Holz und Holzerzeugnissen. 

Artikel 11 

Aufzeichnungen über die Kontrollen 

(1) Die zuständigen Behörden führen Aufzeichnungen über die Kon­
trollen gemäß Artikel 10 Absatz 1, in denen insbesondere die Art und 
die Ergebnisse der Kontrollen sowie etwaige gemäß Artikel 10 Absatz 5 
vorgeschriebene Abhilfemaßnahmen festgehalten werden. Die Aufzeich­
nungen über alle Kontrollen werden mindestens fünf Jahre lang auf­
bewahrt. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Informationen werden gemäß der 
Richtlinie 2003/4/EG zugänglich gemacht. 

Artikel 12 

Zusammenarbeit 

(1) Die zuständigen Behörden arbeiten untereinander, mit den Ver­
waltungsbehörden von Drittländern und mit der Kommission zusam­
men, um die Einhaltung dieser Verordnung zu gewährleisten. 

(2) Die zuständigen Behörden tauschen mit den zuständigen Behör­
den der anderen Mitgliedstaaten sowie mit der Kommission Informatio­
nen über durch die Kontrollen gemäß Artikel 8 Absatz 4 und Artikel 10 
Absatz 1 festgestellte ernste Mängel und über die Art der gemäß Ar­
tikel 19 verhängten Sanktionen aus. 

Artikel 13 

Technische Unterstützung, Anleitung und Informationsaustausch 

(1) Unbeschadet der Sorgfaltspflicht der Marktteilnehmer gemäß Ar­
tikel 4 Absatz 2 können die Mitgliedstaaten, gegebenenfalls mit Unter­
stützung der Kommission, unter Berücksichtigung der Lage von kleinen 
und mittleren Unternehmen den Marktteilnehmern technische und sons­
tige Unterstützung und Anleitung gewähren, um die Einhaltung der 
Anforderungen dieser Verordnung zu erleichtern, insbesondere in Bezug 
auf die Einführung einer Sorgfaltspflichtregelung gemäß Artikel 6. 

(2) Die Mitgliedstaaten können, gegebenenfalls mit Unterstützung 
der Kommission, den Austausch und die Verbreitung relevanter Infor­
mationen über illegalen Holzeinschlag, insbesondere zur Unterstützung 
der Marktteilnehmer bei der Bewertung von Risiken im Sinne des Ar­
tikels 6 Absatz 1 Buchstabe b, und über bewährte Praktiken zur Durch­
führung dieser Verordnung erleichtern. 

(3) Die Unterstützung ist so zu gewähren, dass die Aufgaben der 
zuständigen Behörden nicht beeinträchtigt werden und dass ihre Un­
abhängigkeit bei der Durchsetzung dieser Verordnung erhalten bleibt. 

▼B
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Artikel 14 

Änderungen des Anhangs 

Um einerseits den Erfahrungen bei der Durchführung dieser Verord­
nung, insbesondere den durch die Berichterstattung nach Artikel 20 
Absätze 3 und 4 und durch den in Artikel 13 genannten Informations­
austausch gesammelten, und andererseits den Entwicklungen bezüglich 
der technischen Merkmale, der Endverwender und der Verfahren zur 
Herstellung von Holz und Holzerzeugnissen Rechnung zu tragen, 
kann die Kommission nach Artikel 290 AEUV delegierte Rechtsakte 
zur Änderung und Ergänzung des Verzeichnisses der Hölzer und Holz­
erzeugnisse im Anhang erlassen. Durch solche Rechtsakte darf den 
Wirtschaftsteilnehmern keine unverhältnismäßige Belastung entstehen. 

Für die in diesem Absatz genannten delegierten Rechtsakte gelten die in 
den Artikeln 15, 16 und 17 niedergelegten Verfahren. 

Artikel 15 

Ausübung der Befugnisübertragung 

(1) Die Befugnis zum Erlass der in Artikel 6 Absatz 3, Artikel 8 
Absatz 7 und Artikel 14 genannten delegierten Rechtsakte wird der 
Kommission für einen Zeitraum von sieben Jahren ab dem 2. Dezember 
2010 übertragen. Die Kommission legt spätestens drei Monate vor Ab­
lauf eines Zeitraums von drei Jahren nach dem Beginn der Anwendung 
dieser Verordnung einen Bericht über die übertragenen Befugnisse vor. 
Die Befugnisübertragung verlängert sich automatisch um Zeiträume 
gleicher Länge, es sei denn, das Europäische Parlament oder der Rat 
widerrufen sie gemäß Artikel 16. 

(2) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, über­
mittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen Parlament und dem Rat. 

(3) Die der Kommission übertragene Befugnis zum Erlass delegierter 
Rechtsakte unterliegt den in den Artikeln 16 und 17 festgelegten Be­
dingungen. 

Artikel 16 

Widerruf der Befugnisübertragung 

(1) Die Befugnisübertragung in Artikel 6 Absatz 3, Artikel 8 Absatz 
7 und Artikel 14 kann vom Europäischen Parlament oder vom Rat 
jederzeit widerrufen werden. 

(2) Das Organ, das ein internes Verfahren eingeleitet hat, um zu 
entscheiden, ob die Befugnisübertragung widerrufen werden soll, be­
müht sich, das andere Organ und die Kommission innerhalb einer an­
gemessenen Frist vor der endgültigen Beschlussfassung zu unterrichten, 
und nennt dabei die übertragenen Befugnisse, die widerrufen werden 
könnten, sowie die etwaigen Gründe für einen Widerruf. 

(3) Der Widerrufsbeschluss beendet die Übertragung der in ihm an­
gegebenen Befugnisse. Der Beschluss wird sofort oder zu einem darin 
angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit von delegier­
ten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird davon nicht berührt. Der 
Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

▼B



 

02010R0995 — DE — 01.01.2020 — 001.003 — 10 

Artikel 17 

Einwände gegen delegierte Rechtsakte 

(1) Das Europäische Parlament oder der Rat können gegen einen 
delegierten Rechtsakt innerhalb einer Frist von zwei Monaten ab dem 
Datum der Übermittlung Einwände erheben. Auf Initiative des Europäi­
schen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate 
verlängert. 

(2) Haben bis zum Ablauf dieser Frist weder das Europäische Par­
lament noch der Rat Einwände gegen den delegierten Rechtsakt er­
hoben, so wird dieser im Amtsblatt der Europäischen Union veröffent­
licht und tritt zu dem darin genannten Zeitpunkt in Kraft. 

Der delegierte Rechtsakt kann vor Ablauf dieser Frist im Amtsblatt der 
Europäischen Union veröffentlicht werden und in Kraft treten, wenn das 
Europäische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt 
haben, dass sie nicht die Absicht haben, Einwände zu erheben. 

(3) Erhebt das Europäische Parlament oder der Rat Einwände gegen 
einen delegierten Rechtsakt, so tritt dieser nicht in Kraft. Das Organ, das 
Einwände vorbringt, nennt die Gründe für seine Einwände gegen den 
delegierten Rechtsakt. 

Artikel 18 

Ausschuss 

(1) Die Kommission wird von dem nach Artikel 11 der Verordnung 
(EG) Nr. 2173/2005 eingesetzten Ausschuss für Rechtsdurchsetzung, 
Politikgestaltung und Handel im Forstsektor (FLEGT) unterstützt. 

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die Artikel 5 
und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Ar­
tikel 8. 

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG 
wird auf drei Monate festgesetzt. 

Artikel 19 

Sanktionen 

(1) Die Mitgliedstaaten legen die Bestimmungen über Sanktionen für 
Verstöße gegen die Bestimmungen dieser Verordnung fest und treffen 
alle erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass diese Bestim­
mungen durchgeführt werden. 

(2) Die Sanktionen müssen wirksam und verhältnismäßig sein und 
abschreckend wirken; sie können unter anderem Folgendes umfassen: 

a) Geldstrafen, die im Verhältnis zu der Umweltschädigung, dem Wert 
des Holzes bzw. der Holzerzeugnisse sowie den entgangenen Steuer­
einnahmen und den wirtschaftlichen Verlusten aus dem Verstoß ste­
hen; die Höhe solcher Geldstrafen wird so berechnet, dass bei den 
Verantwortlichen, unbeschadet des legitimen Rechts auf Berufsaus­
übung, der wirtschaftliche Gewinn aus ihren schweren Verstößen 
tatsächlich abgeschöpft wird; bei wiederholten schweren Verstößen 
werden die Geldstrafen schrittweise angehoben; 

▼B



 

02010R0995 — DE — 01.01.2020 — 001.003 — 11 

b) die Beschlagnahme des betroffenen Holzes und der betroffenen 
Holzerzeugnisse; 

c) die sofortige Aussetzung der Genehmigung, eine Handelstätigkeit 
auszuüben. 

(3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission diese Bestimmungen 
mit und bringen ihr spätere Änderungen derselben unverzüglich zur 
Kenntnis. 

Artikel 20 

▼M1 
Überwachung der Durchführung und Zugang zu Informationen 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen der Öffentlichkeit und der Kommis­
sion spätestens bis zum 30. April jedes Jahres Informationen über die 
Anwendung dieser Verordnung im vorangegangenen Kalenderjahr zur 
Verfügung. Die Kommission legt im Wege von Durchführungsrechts­
akten das Format und das Verfahren für die Bereitstellung solcher In­
formationen durch die Mitgliedstaaten fest. Diese Durchführungsrechts­
akte werden gemäß dem in Artikel 18 Absatz 2 genannten Prüfverfahren 
erlassen. 

(2) Auf der Grundlage der Informationen nach Absatz 1 machen die 
Kommissionsdienststellen jährlich einen unionsweiten Überblick auf der 
Grundlage der von den Mitgliedstaaten eingereichten Daten öffentlich 
zugänglich. Bei der Ausarbeitung dieses Überblicks berücksichtigen die 
Kommissionsdienststellen den Fortschritt beim Abschluss und bei der 
Anwendung von FLEGT-VPA gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 2173/2005 und den Umfang, in dem diese Abkommen zur Vermin­
derung des Volumens an Holz und Holzerzeugnissen aus illegalem Ein­
schlag auf dem Binnenmarkt beigetragen haben. 

(3) Bis zum 3. Dezember 2021 und danach alle fünf Jahre überprüft 
die Kommission auf der Grundlage der insbesondere in Absatz 1 ge­
nannten Informationen und der bei der Anwendung dieser Verordnung 
gesammelten Erfahrungen die Funktionsweise und die Wirksamkeit die­
ser Verordnung, auch in Bezug auf die Verhinderung des Inverkehr­
bringens von Holz und Holzerzeugnissen aus illegalem Einschlag. Sie 
untersucht insbesondere den sich daraus ergebenden Verwaltungsauf­
wand für kleine und mittlere Unternehmen und die erfassten Erzeug­
nisse. Die Kommission erstattet dem Europäischen Parlament und dem 
Rat Bericht über die Ergebnisse der Überprüfung und fügt diesen Be­
richten, falls notwendig, geeignete Gesetzgebungsvorschläge bei. 

▼B 
(4) Der erste der in Absatz 3 genannten Berichte enthält eine Be­
wertung der gegenwärtigen wirtschaftlichen und handelsbezogenen Lage 
in der Union mit Blick auf die in Kapitel 49 der Kombinierten Nomen­
klatur aufgeführten Erzeugnisse, wobei die Wettbewerbsfähigkeit der 
betroffenen Wirtschaftszweige besonders berücksichtigt wird, um zu 
prüfen, ob diese Erzeugnisse in das Verzeichnis der Hölzer und Holz­
erzeugnisse im Anhang dieser Verordnung aufgenommen werden kön­
nen. 

Der in Unterabsatz 1 genannte Bericht enthält zudem eine Bewertung 
der Wirksamkeit des Verbots des Inverkehrbringens von Holz und Holz­
erzeugnissen aus illegalem Einschlag gemäß Artikel 4 Absatz 1 und der 
in Artikel 6 niedergelegten Sorgfaltspflichtregelungen. 

▼B
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Artikel 21 

Inkrafttreten und Anwendung 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab 3. März 2013. Artikel 6 Absatz 2, Artikel 7 Absatz 1 sowie 
Artikel 8 Absätze 7 und 8 gelten jedoch ab dem 2. Dezember 2010. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittel­
bar in jedem Mitgliedstaat. 

▼B
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ANHANG 

Unter die vorliegende Verordnung fallende(s) Holz und Holzerzeugnisse 
nach der Einreihung in die Kombinierte Nomenklatur gemäß Anhang I 

der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates ( 1 ) 

— 4401 Brennholz in Form von Rundlingen, Scheiten, Zweigen, Reisigbündeln 
oder ähnlichen Formen; Holz in Form von Plättchen oder Schnitzeln; Sä­
gespäne, Holzabfälle und Holzausschuss, auch zu Pellets, Briketts, Scheiten 
oder ähnlichen Formen zusammengepresst; 

— 4403 Rohholz, auch entrindet, vom Splint befreit oder zwei- oder vierseitig 
grob zugerichtet; 

— 4406 Bahnschwellen aus Holz; 

— 4407 Holz, in der Längsrichtung gesägt oder gesäumt, gemessert oder ge­
schält, auch gehobelt, geschliffen oder an den Enden verbunden, mit einer 
Dicke von mehr als 6 mm; 

— 4408 Furnierblätter (einschließlich der durch Messern von Lagenholz gewon­
nenen Blätter) für Sperrholz oder ähnliches Lagenholz und anderes Holz, in 
der Längsrichtung gesägt, gemessert oder geschält, auch gehobelt, geschlif­
fen, an den Kanten oder an den Enden verbunden, mit einer Dicke von 6 mm 
oder weniger; 

— 4409 Holz (einschließlich Stäbe und Friese für Parkett, nicht zusammenge­
setzt), entlang einer oder mehrerer Kanten, Enden oder Flächen profiliert 
(gekehlt, genutet, gefedert, gefalzt, abgeschrägt, gefriest, gerundet oder in 
ähnlicher Weise bearbeitet), auch gehobelt, geschliffen oder an den Enden 
verbunden; 

— 4410 Spanplatten, „oriented strand board“-Platten und ähnliche Platten (z.B. 
„waferboard“-Platten) aus Holz oder anderen holzigen Stoffen, auch mit Harz 
oder anderen organischen Bindemitteln hergestellt; 

— 4411 Faserplatten aus Holz oder anderen holzigen Stoffen, auch mit Harz 
oder anderen organischen Stoffen hergestellt; 

— 4412 Sperrholz, furniertes Holz und ähnliches Lagenholz; 

— 4413 00 00 verdichtetes Holz in Blöcken, Platten, Brettern oder Profilen; 

— 4414 00 Holzrahmen für Bilder, Fotografien, Spiegel oder dergleichen; 

— 4415 Kisten, Kistchen, Verschläge, Trommeln und ähnliche Verpackungs­
mittel, aus Holz; Kabeltrommeln aus Holz; Flachpaletten, Boxpaletten und 
andere Ladungsträger, aus Holz; Palettenaufsatzwände aus Holz; 

(Nicht-Verpackungsmaterial, das ausschließlich als Verpackungsmaterial zum 
Stützen, zum Schutz oder zum Tragen eines anderen in Verkehr gebrachten 
Erzeugnisses verwendet wird.) 

— 4416 00 00 Fässer, Tröge, Bottiche, Kübel und andere Böttcherwaren und 
Teile davon, aus Holz, einschließlich Fassstäbe; 

— 4418 Bautischler- und Zimmermannsarbeiten, einschließlich Verbundplatten 
mit Hohlraum-Mittellagen, Parketttafeln, Schindeln („shingles“ und 
„shakes“); 

— Zellstoff und Papier der Kapitel 47 und 48 der Kombinierten Nomenklatur, 
ausgenommen Erzeugnisse auf Bambusbasis und Wiedergewinnungsprodukte 
(Abfälle und Ausschuss); 

— 9403 30, 9403 40, 9403 50 00, 9403 60 und 9403 90 30 Holzmöbel; 

— 9406 00 20 vorgefertigte Gebäude. 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom 23. Juli 1987 über die zolltarifliche und 
statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif (ABl. L 256 vom 7.9.1987, 
S. 1).
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